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Ordnungsbussenrecht A1 UeStG und andere Gesetze
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Ubertretungsstrafgesetz

Der Regierungsrat des Kantons Luzern,

beschliesst:

l.

Ubertretungsstrafgesetz (UeStG) vom 14. September 1976 (Stand 1. Janu-
ar 2013) wird wie folgt geändert:

§ 1
Verhältnis zum S1GB

Die allgemeinen Bestimmungen des StGB finden auf die nach dem kantonalen
Strafrecht strafbaren Tatbestände unter Vorbehalt der nachstehenden Vorschrif-
ten Anwendung.

§ 1
Vefhaltnis zumAnwenduna von StGB_

Die allgemeinen Bestimmungen des StSBSchweizerischen Strafaesetzbuches
vom 21. Dezember'_(StGB) finden auf die nach dem kantonalen Strafrecht straf-
baren Tatbestände unter Vorbehalt der nachstehenden Vorschriften Anwendung.

2 Das Ordnungsbussengesetz (OBG) vom 18. März 20162 gilt auch für Verfahren
in Anwendung des kantonalen Ordnungsbussenrechts.

§5
Ordnungsbussen

Der Regierungsrat bestimmt, bei welchen geringfügigen Übertretungen die Poli-
zeiorgane Ordnungsbussen erheben dürfen, wenn der Fehlbare damit einver-
standen ist.

Der Rcgicrungorat bestimmt, Die Luzerner Polizei und die in Spezialerlassen
bezeichneten Vollzuqsbehörden erheben bei welchen geringfügigen Obertretun-
gen gegen kantonales Recht, auf die Polizciorqano das Ordnunasbussenverfath
ren angewendet wird^dje_0rdnungsbussen erheben dürfen, wenn der Fchlbarc
damit einverstanden4st7.

SR 311.0.
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2 Er bestimmt, wie hoch die Bussen für die einzelnen Übertretungen sind und
welches Verfahren anzuwenden ist. Die Höchstgrenze der Ordnungsbussen ent-
spricht derjenigen des Ordnungsbussengesetzes vom 24.Juni 1970'.

Die Ordnungsbussen nach dem Ordnungsbussengesetz bleiben vorbehalten.

Er bestimmt. Der Reaierungsrat regelt durch Verordnung, für welche aerinafüai.
gen Übertretungen gegen kantonales Recht eine Ordnunasbusse erhoben wird
und_wie hoch die Bussen für die einzelnen Übertretungen sind und wclchcG Vcr-
fahren anzuwenden ist. Die Höchotgrcnzo der OrdnungobuGsen ontopricht dcrjc
nigcn dos OrdnungobucGcngcsotzoo vom 24. Juni 1070._

Bie-Er bestimmt die für die Erhebung von Ordnungsbussen nach dem Ord-
nungobuGocngcsctz bleiben vorbchaltondes eidaenössischen Rechts zustandi-
gen Behörden.

§6
Vernachlässigung von Aufsicht und Pflege

' Wer eine ihm anvertraute, hilfsbedürftige Person vernachlässigt, wird mit Bus-
se2 bestraft, wenn die Tat nicht unter die Art. 134 und 219 StGB3 fallt.

2 Der Richter verständigt die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde.

Wer eine ihm anvertraute, hilfsbedürftige Person vernachlässigt, wird mit Bus-
se" bestraft, wenn die Tat nicht unter die Art. 134 und den Artikel 219 StGB fallt.

II.

1.
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
vom 14. September 2009 (Stand 1. Juli 2016) wird wie folgt geändert:

§ 2
AmlfürMigration

' Das Amt für Migration erfüllt als kantonale Ausländer- und Arbeitsmarktbehörde
alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Ein- und Ausreise, der Aufenthaltsrege-
lung sowie der Erwerbstätigkeit von Auslanderinnen und Ausländern, soweit nicht
ausdrücklich eine andere Behörde als zuständig bezeichnet ist.

Bei Widerhandlungen gegen das eidgenössischeAusländerrecht, die das Amt
für Migration bei seiner Tätigkeit feststellt und auf welche das Ordnungsbussen-
verfahren angewendet wird, erhebt es wie die Luzemer Polizei Ordnungsbussen.

Gemäss Änderung vom 11. September 2006. In Kraft seit dem 1.Januar 2007(G 2006 277), wurde in den §§ 6-13,15,17,18,20-26, 29 und 31-35 der Ausdruck «Haft oder Busse» durch «Busse» ersetzt.
SR 311.0. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
Gemäss Änderung vom 11. September 2006. In Kraft seit dem 1. Januar 2007 (G 2006 277), wurde In den §§ 6-13. 15.17,18.20-26,29 und 31-35 der Ausdruck «Haft oder Busse» durch «Busse» ersetzt.
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§ 3
Luzemer Polizei'

Die Luzerner Polizei ist die zuständige kantonaleAusländerbehörde gemäss
den Artikeln 16 und 111 Absatz 5cAuG.

2 Sie führt im Auftrag des Amtes für Migration oder der richterlichen Behörde Ab-
klärungen sowie die Durchsuchung von Wohnungen und anderen Räumen im
Sinn desAuG durch und vollzieht die angeordneten Zwangsmassnahmen.

Sie erhebt bei Widerhandlungen gegen das eidgenössische Ausländerrecht, die
sie bei ihrer Tätigkeit feststellt und auf welche das Ordnungsbussenverfahren
angewendet wird, Ordnungsbussen.

§ 23
Slraf be Stimmung

' Widerhandlungen nach den Artikeln 115 ff. AuG werden durch die Strafbehörde
beurteilt.

Vorbehalten bleibt das Ordnungsbussenverfahren.

2.
Gesetz über die Luzerner Polizei (PolG) vom 27. Januar 1 998 (Stand 1. Febru-
ar 2018) wird wie folgt geändert:

§ 1a
Vorbehalt der Strafprozessordnungen

Für die Tätigkeit der Polizei in der Verfolgung der Straftaten gelten die Schwei-
zerische Strafprozessordnung (StPO) vom 5. Oktober 2007Z und die Schweizer!
sehe Jugendstrafprozessordnung vom 20. März 20093.

§ 1a
Vorbehalt der StrQfprozessordnungoncidflenössischen Strah/erfahrensrecht-

Für die Tätigkeit der Polizei in der Verfolgung der Straftaten gelten die Schwei-
zerische Strafprozessordnung (StPO) vom 5. Oktober 20074 und die Schweizeri-
sehe Jugendstrafprozessordnung vom 20. März 20095. Vorbehalten bleibt das
Ordnungbussenverfahren nach dem Ordnungsbussenaesetz vom 18. März 2016°
und dem Ubertretunqsstrafgesetz vom 14. September 1976\

3.

Gesetz über den Natur- und Landschaftsschutz (NLG) vom 18. September 1990

Gemass Änderung vom 10. November 2009, in Kraft seit dem 1 .Januar 2010(G 2009 369), wurde in den §§ 3, 9,12 und 21 der Begriff «Kantonspolizel» durch «Luzerner Polizei» ersetzt.
SR 312.
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(Stand 1. Juni 2015) wird wie folgt geändert:

§ 53
Strafbestimmungen

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe wird bestraft. wer vorsatz-
lich und ohne Berechtigung ein Objekt zerstört oder schwer beschädigt, das
durch eine gestützt auf das Gesetz erlassene Verordnung oder Verfügung ge-
schützt ist. In leichten Fällen oder wenn der Täter fahrlassig handelt, ist die Strafe
Busse bis 40 000 Franken.

2 Mit Busse bis 20 000 Franken, in leichten Fällen bis 5000 Franken, wird be-
straft, wer

a. eine Bedingung oder Auflage nicht erfüllt, die unter Hinweis auf diese Strafbe-
Stimmungen an die Gewährung eines kantonalen oder kommunalen Beitrags
geknüpft wurde,

b. einem Verbot zuwiderhandelt, das in einer gestützt auf dieses Gesetz erlasse-
nen Verordnung oder einer Verfügung unter Hinweis auf diese Strafbestimmung
erlassen wurde.

Vorbehalten bleibt das Ordnungsbussenverfahren bei Widerhandlungen gegen
Schutzvorschriften des eidgenössischen und kantonalen Naturschutzrechtes.

4.

Fischereigesetz (FiG) vom 30. Juni 1997 (Stand 1. Januar 2011) wird wie folgt
geändert:

§ 5b
Fischereiaufseherinnen und -aufseher

Das zuständige Departement wählt kantonale Fischereiaufseherinnen und -auf-
seher.

SR 312.1
SR 312.0
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Pächterinnen und Pächter sowie Inhaberinnen und Inhaber von Sonderrechten
können auf ihre Kosten private Fischereiaufseherinnen und -aufseher einsetzen.
Deren Einsatz bedarf der Genehmigung der zuständigen Dienststelte.

Die kantonalen Fischereiaufseherinnen und -aufseher erheben bei Wider-
handlangen gegen eidgenössisches und kantonales Fischereirecht, die sie bei
seiner Tätigkeit feststellen und auf welche das Ordnungsbussenverfahren ange.
wendet wird. wie die Luzerner Polizei Ordnungsbussen.

4 Der Regierungsrat regelt das Nähere, insbesondere die Befugnisse und Pflich-
ten sowie die Aus- und Weiterbildung der kantonalen und der privaten Fischerei-
aufseherinnen und -aufsehen

§ 38
Strafbestimmungen

' Vorsätzliche und fahrlassige Widerhandlungen gegen die §§ 11 Absatz 2,19,20
Absatz 2, 23, 28, 31 Absatz 2 und 33 dieses Gesetzes oder gegen ein Verbot,
das in der gestützt auf dieses Gesetz erlassenen Verordnung enthalten ist. wer-
den mit Busse bestraft.

Vorbehalten bleiben die Artikel 16 und 17 des Bundesgesetzes über die Fische-
rei.

2 Vorbehalten bleiben die Artikel 16 uftcMT-Strafbestimmungen des Bundcsgc-
sctzcs über die FiochcroiBundes.

§ 39
Strafverfolgung

Die Verfolgung und die Verurteilung von Widerhandlungen richten sich nach
den Bestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung vom 5. Okto-
ber 2007',

Die Verfolgung und die Verurteilung von Widerhandlungen richten sich nach den
Bestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung vom 5. Oktober 20072.
Vorbehalten bleibt das Ordnunasbussenverfahren.

5.
Kantonales Gesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und
Vögel (Kantonales Jagdgesetz, KJSG) vom 4. Dezember 2017 (Stand
1. April 2018) wird wie folgt geändert:

SR 312.0
SR 312.0
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§ 47
Wildhüterinnen und-hüter

Die zuständige Dienststelle ernennt für die Aufsicht und die Bestandesregulie-
rung in eidgenössischen und kantonalen Wildschutzgebieten sowie nicht ver-
pachteten und nicht bejagten Jagdrevieren oder Revierteilen Wildhüterinnen und
-hüter und stellt ihnen einen Ausweis aus.

2 Zur Verfolgung von Straftaten des eidgenössischen und des kantonalen Jagd-
rechts sind die Wildhüterinnen und -hüter im ganzen Kantonsgebiet befugt, wie
die Luzerner Polizei Personen anzuhalten, ihre Personalien festzustellen. Räu-
me, Einrichtungen und Fahrzeuge zu durchsuchen sowie Gegenstände zu be-
schlagnahmen. Widersetzt sich eine Person diesen polizeilichen Zwangsmass-
nahmen, ziehen die Wildhüterinnen und -hüter die Luzemer Polizei bei.

3 Bei Widerhandlungen gegen das kantonale Jagdrecht, die sie bei ihrer Tätigkeit
feststellen und aufweiche das Ordnungsbussenverfahren angewendet wird, er-
heben sie wie die Luzerner Polizei Ordnungsbussen.

4 Wildhüterinnen und -hüter sind verpflichtet, Straftaten des eidgenössischen und
des kantonalen Jagdrechts der Luzerner Polizei anzuzeigen, soweit sie für die
Verfolgung nicht selber zuständig sind.

5 Wildhüterinnen und -hüter können mit Zustimmung der zuständigen Dienststelle
für Regulierungsmassnahmen und Hegeabschüsse in den Wildschutzgebieten
zurAusübung der Jagd berechtigte Personen beiziehen.

Bei Widerhandlungen gegen das kantonaloeidaenössisches und kantonales
Jagdrecht, die sie bei ihrer Tätigkeit feststellen und aufweiche das Ordnungsbus-
senverfahren angewendet wird, erheben sie wie die Luzemer Polizei Ordnungs-
bussen.

§ 55
Übertretungen

' Vorsätzliche oder fahrlässige Widerhandlungen gegen die §§ 7 Absatz 4, 17Ab-
satz 8, 21 Absatz 3, 23 Absatz 1, 24, 25 Absätze 1 und 2, 27 sowie 32 Absatz 1
dieses Gesetzes, gegen seine Ausführungsbestimmungen, welche Strafandro-
hungen vorsehen, und gegen die gestützt darauf erlassenen Verfügungen wer-
den mit Busse bis 20 000 Franken bestraft.

2 Versuch und Gehilfenschaft sind strafbar.

Vorsätzliche oder fahrlassige Widerhandlungen gegen die §§ 7 Absatz 4, 17 Ab-
satz 8,19 Absatz 3. 21 Absatz 3, 23 Absatz 1, 24, 25 Absätze 1 und 2. 27 sowie
32 Absatz 1 dieses Gesetzes, gegen seine Ausführungsbestimmungen, welche
Strafandrohungen vorsehen, und gegen die gestützt darauf erlassenen Verfügun-
gen werden mit Busse bis 20 000 Franken bestraft.
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3 Der Regierungsrat regelt, welche Übertretungen im Ordnungsbussenverfahren
ohne Strafverfolgung geahndet werden können. Er bestimmt die Höhe der Ord-
nungsbusse sowie die Zuständigkeit und das Verfahren.

"Vorbehalten bleiben Artikel 17 und 18 des Bundesgesetzes über die Jagd und
den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel'.

Der Rcgicrungcrot regelt, welche Obcrtrctungcn im OrdnungGbusGcnvcrfahrcn
ohne Strafvorfolgung geahndet werden können. Er bcotimmt die Höhe der Ord.
nungGbusoo sowie die ZuGtändigkcit und Vorbehalten bleibt das VerfafwenQnd-
nunasbussenverfahren.

6.
Gesundheitsgesetz (GesG) vom 13. September 2005 (Stand 1. Februar 2018)
wird wie folgt geändert:

§ 47
Rauch verbot

Das Rauchen ist verboten in Innenraumen von Schulen, Verwaltungsgebäuden
und Spitälern. Die Betreiber können Ausnahmebewilligungen für speziell be-
stimmte Zonen oder Räume erteilen.

Das Rauchen ist-vefbeten-in Innenräumen von Schulen, Vorwaltungogcbaudcn
und Spitälern. Die Betreiber können Auonahmcbcwilligungcn für speziell be-
stimmte Zonen oder Räume erteiteftöffentlicher Einrichtungen ist aemäss den Be-
Stimmungen des Bundesqesetzes zum Schutz vor Passivrauchen vom 3. Okto-
ber200827 verboten.

Die Luzemer Polizei erhebt bei Widerhandlungen gegen die bundesrechtlichen
Vorschriften, die sie bei ihrer Tätigkeit feststellt und aufweiche das Ordnungs-
bussenverfahren angewendet wird, Ordnungsbussen.

§ 61
Slrafbestimmungen

' Wer vorsätzlich oderfahrlässig die §§ 16, 27 Absatz 1, 31 Absätze 1 und 4, 32
Absätze 1 und 2, 37, 42. 43, 47, 48 oder 58 Absatz 2 dieses Gesetzes oder die
entsprechenden Vollzugsbestimmungen übertritt oder bei deren Übertretung Hilfe
leistet, wird, soweit nicht besondere Strafbestimmungen anwendbar sind, mit
Busse bestraft.

' Wer vorsätzlich oder fahrlässig die §§ 16, 27 Absatz 1, 31 Absätze 1 und 4, 32
Absätze 1 und 2. 37, 42, 43,-4?-_48 oder 58 Absatz 2 dieses Gesetzes oder die
entsprechenden Vollzugsbestimmungen übertritt oder bei deren Übertretung Hilfe
leistet, wird, soweit nicht besondere Strafbestimmungen anwendbar sind, mit
Busse bestraft.

7.

Gesetz über das Halten von Hunden vom 23. Oktober 1973 (Stand 1. Juni 2013)

SR 922.0
SR 818.31
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wird wie folgt geändert:

§ 13
Strafbestimmungen

Widerhandlungen gegen § 12 dieses Gesetzes sowie gegen Vorschriften der
gestützt auf dieses Gesetz erlassenen Verordnung werden mit Busse bestraft.

' Widerhandlungen gegen § 12 dieses Gesetzes sowie gegen Vorschriften der
gestützt auf dieses Gesetz erlassenen Verordnung werden mit Busse bestraft..
Vorbehalten bleibt das Ordnunqsbussenverfahren bei Widerhandlungen gegen
Haltungsvorschriften des eidgenössischen und kantonalen Rechts. Die vom Re-
gierungsrat durch Verordnung bezeichneten Aufsichtsoraane erheben die Ord-
nunasbussen wie die Luzerner Polizei .

Vorbehalten bleiben die Strafbestimmungen des Bundes.

8.

Kantonales Waldgesetz (KWaG) vom 1. Februar 1999 (Stand 1. Juli 2018) wird
wie folgt geändert:

§ 42
Übertretungen

Mit Busse bis zu 20 000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich ohne Bewilligung
Veranstaltungen gemäss § 9 durchführt, nachteilige Nutzungen gemäss § 13 vor-
nimmt, gegen die §§ 10, 12, 15 oder 16 dieses Gesetzes oder gegen ein Verbot,
das in einer gestützt auf dieses Gesetz erlassenen Verordnung enthalten ist, ver-
stösst.

Handelt die Täterin oder der Täter fahrlassig, ist die Strafe Busse.

Versuch und Gehilfenschaft sind strafbar.

"Vorbehalten bleiben die Strafbestimmungen des Bundesrechts (Art. 42, 43 Abs.
1-3 und 44 WaG).

4 Vorbehalten bleiben die Strafbestimmungen des Bundesrechts (Art. 42, 43 Ab;
1 3 und 44 WaC).

§ 43
Aufsicht

Die Forstorgane überwachen die Anwendung der eidgenössischen und der
kantonalen Vorschriften über den Wald.
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Bei begründetem Verdacht der Widerhandlung gegen forstrechtliche Bestim-
mungen sind sie verpflichtet, fehlbare Personen anzuhalten, deren Personalien
aufzunehmen und alle ihnen bekannten Vergehen und Übertretungen den Straf-
verfolgungsbehörden anzuzeigen.

Sie weisen sich beiAmtshandlungen über ihre Berechtigung aus.

2b" Bei Widerhandlungen gegen das eidgenössische Waldrecht, die sie bei ihrer
Tätigkeit feststellen und aufweiche das Ordnungsbussenverfahren angewendet
wird, erhebt die Luzerner Polizei Ordnungsbussen. Bei Widerhandlungen gegen
die Zugangsvorschriften beim Betreten und Befahren von Wald oder Waldstras-
sen erheben auch die Wildhüterinnen und -hüter nach § 47 des Kantonalen
Jagdgesetzes Ordnungsbussen.

SieDie Organe weisen sich bei Amtshandlungen über ihre Berechtigung aus.

9.

Gewerbepolizeigesetz (GPG) vom 23. Januar 1995(Stand 1.Januar 2011) wird
wie folgt geändert:

§ 20
Preisbekanntgabe

Die Luzerner Polizei' vollzieht die bundesrechtlichen Vorschriften über die Be-
kanntgabe von Preisen.

Sie erhebt bei Widerhandlungen gegen die bundesrechtlichen Vorschriften, die
sie bei ihrer Tätigkeit feststellt und auf welche das Ordnungsbussenverfahren
angewendet wird, Ordnungsbussen.

§ 20b
Gewerbe der Reisenden

Die Luzerner Polizei ist zuständig für den Vollzug der bundesrechtlichen Vor-
Schriften über das Gewerbe der Reisenden.

Sie erhebt bei Widerhandlungen gegen die bundesrechtlichen Vorschriften, die
sie bei ihrer Tätigkeit feststellt und auf welche das Ordnungsbussenverfahren
angewendet wird, Ordnungsbussen.

' Gemass Änderung vom 10. November 2009, in Kraft seit dem 1. Januar 2010 (G 2009 369), wurde in den §§ 20. 20a, 20b, 23, 29, 29a. 31 und 33 die Bezeichnung «Kantonspolizel» durch «Luzerner Polizei»
ersetzt.
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III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung ist zu veröffentlichen. Sie tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Luzern, xx. yyy 2019

Der Kantonsrat des Kantons Luzem
Der Präsident:
Der Staatsschreiber:



Synopse

Ordnungsbussenrecht A2 Gewässergesetz (B 125 vom 17. April 2018)

Entwurf gemäss Botschaft B 125 Version Vernehmlassung

Gewässergesetz

§40
Aufsicht
1 Das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement übt die Aufsicht aus und hat
insbesondere darüber zu wachen,dass die Gewässer ordnungsgemäss un-
(erhalten und die erforderlichen wasserbaulichen Massnahmen ausgeführt
werden.

2 Das Justiz- und Sicherheitsdepartement übt die Aufsicht über die Schifffahrt
aus.

§44
Strafen

1 Vorsätzliche oder fahrlässige Widerhandlungen gegen die §§ 7, 15 Absatz 1,
16 Absatz 3, 21 Absatz 2, 22 Absatz 1, 25 Absätze 1 und 2 und 28 Absatz 1
werden mit Busse bis 20 000 Franken, in schweren Fällen oder im Wiederho-
lungsfall bis 40 000 Franken bestraft.

2 Ist mit der Tat ein finanzieller Vorteil verbunden, wirkt dies strafschärfend.
Handelt der Täter oder die Tätern aus Gewinnsucht, rnuss die Höhe der
Busse mindestens dem erzielten Vorteil gleichkommen.
3Anstiftung und Gehilfenschaft sind strafbar.

' Vorsätzliche oderfahrlässige Widerhandlungen gegen die §§ 7, 15 Absatz 1
16 Absatz 3, 21 Absatz 2, 22 Absatz 1, 25 Absätze 1 und 2 und 28 Absatz 1
sowie gegen Vorschriften der gestützt auf dieses Gesetz erlassenen Verord-
nunaen. die eine Strafe vorsehen. werden mit Busse bis 20 000 Franken, in
schweren Fällen oder im Wiederholungsfall bis 40 000 Franken bestraft.

4 Vorbehalten bleiben die Strafbestimmunaen des Bundes. Bei Widerhandlun-
gen gegen eidaenössischen und kantonale Vorschriften über die Benutzung
der Gewässer, insbesondere durch die Schifffahrt, aufweiche das Ordnunas-
bussenverfahren angewendet wird, erhebt die Luzerner Polizei Ordnunasbus-
sen.
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Die Änderung ist zu veröffentlichen. Sie tritt am in Kraft.

Luzern, xx. yyy 7.7.7.7.

Der Kantonsrat des Kantons Luzern
Der Präsident:
Der Staatsschreiber:
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